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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Umweltschutzgesetzgebung und Resortzuständigkeiten 
für Fragen des Umweltschutzes 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion CDU/CSU 
- Drucksache VI/2670 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage 
wie folgt: 


1. Wäre es möglich gewesen, die umweltgefährdenden Ablagerun- 
gen von Industriemüll, die in den letzten Monaten mit Recht 
große Erregung in der Öffentlichkeit hervorgerufen haben, zu 
verhindern, wenn die zuständigen Behörden rechtzeitig ein- 
geschritten wären, oder fehlt es an den hierfür notwendigen 
Rechtsgrundlagen? 

Die umweltgefährdenden Ablagerungen von Industriemüll, die 
in den letzten Monaten festgestellt wurden, hatten sehr unter- 
schiedliche Erscheinungsformen, Ursachen und Auswirkungen. 
Ihre Untersuchung und die Behebung der Schäden fällt in die 
Zuständigkeit der Landesbehörden. Die Bundesregierung kann 
sich daher nicht dazu äußern, ob diese Fälle hätten verhindert 
werden können, wenn die zuständigen Behörden rechtzeitig 
eingegriffen hätten. 

Einige der in letzter Zeit bekanntgewordenen umweltgefähr- 
denden Ablagerungen von schädlichen Industrieabfällen ver- 
stoßen, soweit sich das vor Abschluß der Ermittlungen beurtei- 
len läßt, schon gegen geltendes Recht, insbesondere gegen das 
Wasserhaushaltsgesetz. 

Die geltenden Rechtsgrundlagen zur Vergütung umweltgefähr- 
dender Abfallbeseitigung sind aber lückenhaft, unvollkommen 
und unübersichtlich. Die Bundesregierung ist sich mit dem Bun- 
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desrat darin einig, daß diese Rechtslage unbefriedigend ist und 
hat deshalb dem Bundestag den Entwurf eines Gesetzes über 
die Beseitigung von Abfallstoffen (Drucksache VI/2401) vor- 
gelegt. Nach diesem Entwurf ist jede Ablagerung von Abfällen 
außerhalb - auf ihre Unschädlichkeit - überprüfter und behörd- 
lich genehmigter Anlagen mit empfindlichen Geldbußen, im 
Falle von Gesundheitsgefährdung auch mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren bedroht. Ferner sieht das Gesetz die staatliche 
Planung und Überwachung der Abfallbeseitigung von der 
Sammlung über den Transport bis zur endgültigen Ablagerung 
vor. 


2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die geltenden Vor- 
schriften des Gewerberechts ausreichen, um Fehlplanungen bei 
der Industrieansiedlung, wie sie beispielsweise bei der Ansied- 
lung von Betrieben der Petrochemie im Raum Köln vorgekom- 
men sind, zu verhindern? 


Die Vorschriften des geltenden Gewerberechts reichen allein 
nicht aus, um Industrieansiedlungen zu verhindern, die sich aus 
der Sicht des Umweltschutzes als Fehlplanungen darstellen. Die 
Standortwahl größerer Industriebetriebe orientiert sich zunächst 
an den vom Planungsrecht (Raumordnungs-, Landesplanungs- 
und Bauleitplanungsrecht) vorgegebenen Daten. In dem Geneh- 
migungsverfahren nach § 16 der Gewerbeordnung ist sodann 
zu prüfen, ob die konkrete Anlage für die Nachbarschaft oder 
die Allgemeinheit bedenkliche Immissionen hervorruft. Die 
vorausordnende Funktion des Planungsrechts hat auch für die- 
ses Genehmigungsverfahren weitreichende Bedeutung, doch 
reichen die bestehenden Vorschriften nicht aus, um in allen 
Fällen entstehender Zielkonflikte den Umweltschutz in dem not- 
wendigen Umfang zu verwirklichen. Die Bundesregierung ist 
deshalb der Auffassung, daß der Umweltschutz im Planungs- 
recht verstärkt werden muß. Sie hat in dem Entwurf eines Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes eine alle raumbedeutsamen Pla- 
nungen und Maßnahmen erfassende Vorschrift vorgesehen. 
Hiernach sind die für bestimmte Nutzungen vorgesehenen 
Flächen einander so zuzuordnen, daß schädliche Umwelteinwir- 
kungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 
dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete 
soweit wie möglich vermieden werden. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung, die gegenwärtige Zuständig- 
keitsverteilung für Angelegenheiten des Umweltschutzes auf 
acht Bundesministerien unverändert zu lassen, wenn die Gesetz- 
gebung für den Umweltschutz durch die von der Bundesregie- 
rung vorgeschlagene Änderung des Grundgesetzes in den 
Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung übertragen wird? 
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Zur Inanspruchnahme der von der Bundesregierung angestreb- 
ten konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz auf den Gebie- 
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ten Wasserhaushalt, Luftreinhaltung, Lärmbekämpfung, Ab- 
fallbeseitigung sowie Naturschutz und Landschaftspflege bedarf 
es einer Zuständigkeitsveränderung in der Bundesregierung 
nicht. 

Zur Sicherstellung einer wirkungsvollen Zusammenarbeit der 
Bundesministerien auf dem Gebiet des Umweltschutzes hat die 
Bundesregierung bereits durch Kabinettsbeschluß vom 6. Juli 
1971 einen Kabinettsausschuß für Umweltfragen eingesetzt, in 
dem alle mit diesen Problemen befaßten Ressorts vertreten sind. 
Der Kabinettsausschuß, dessen geschäftsführender Vorsitzender 
der Bundesminister des Innern ist, verfügt über einen Lenkungs- 
ausschuß, dem die zuständigen Abteilungsleiter der beteiligten 
Bundesministerien angehören. Der Kabinettsausschuß für Um- 
weltfragen, sein Lenkungsausschuß und seine fachbezogenen 
Projektgruppen haben sich insbesondere bei der Erarbeitung 
des Umweltprogramms der Bundesregierung, das dem Deutschen 
Bundestag am 14. Oktober 1971 zugestellt worden ist, bewährt. 


4. Bei Verneinung von Frage 3: In welcher Weise beabsichtigt die 
Bundesregierung die verschiedenen Ressortzuständigkeiten für 
Fragen des Umweltschutzes neu zu ordnen, um die von ihr für 
den Bund erstrebte Gesetzgebungszuständigkeit möglichst effek- 
tiv ausfüllen zu können? 

Die Beantwortung erübrigt sich durch Bejahung der Frage 3. 


5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ein Bundesamt für 
den Umweltschutz oder eine ähnliche Bundesoberbehörde die 
Reibungsverluste verhindern würde, die aus den verschieden- 
artigen Ressortzuständigkeiten, insbesondere bei zwangsläufig 
auftretenden Zielkonflikten, entstehen? 

Die Bundesregierung hat am 29. September 1971 zur Errichtung 
eines Bundesamtes für Umweltschutz folgenden Beschluß ge- 
faßt: 


„Die Bundesregierung erwägt die Errichtung eines Bundes- 
amtes für Umweltschutz als Dachorganisation zur wirksa- 
meren Zusammenfassung bestehender Bundesanstalten und 
Einrichtungen auf dem Gebiet der Umweltforschung und 
zur Übernahme von nichtministeriellen Aufgaben im Rah- 
men der Zuständigkeit des Bundes im Umweltschutz. Der 
Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
wird um einen Organisationsvorschlag gebeten werden." 

Ich habe inzwischen den Herrn Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes in seiner Eigenschaft als Bundesbeauftragter für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung um einen entsprechenden 
Organisationsvorschlag gebeten. 


Darüber hinaus hat die Bundesregierung beschlossen, zur Ergän- 
zung ihrer ministeriellen und administrativen Umweltschutz- 
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Einrichtungen einen Sachverständigenrat für Umweltfragen zu 
bilden. Dieser Sachverständigenrat soll die Bundesregierung 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes wissenschaftlich beraten 
und zur Gewinnung von Entscheidungshilfen beitragen. Seine 
Mitglieder werde ich im Einvernehmen mit dem Kabinettsaus- 
schuß für Umweltfragen berufen. 


Genscher 



